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Rückblick: Die ersten sechs Monate 
Einheitspatentsystem
Nach einer langen Schöpfungsgeschichte und zahlreichen Rückschlä-
gen ist das europäische Einheitspatentsystem am 1. Juni 2023 in Kraft 
getreten. Trotz einiger Anlaufschwierigkeiten, insbesondere mit dem 
IT-System, ist der Anfang vielversprechend. Das Einheitliche Patent
gericht hat das Potenzial, sich zu einem in Patentstreitsachen führenden 
Gericht zu entwickeln – mit Ausstrahlung weit über Europa hinaus.

Das Einheitspatentsystem umfasst zum einen ein neues europäisches Patent 
mit einheitlicher Wirkung (oft kurz als „Einheitspatent“ bezeichnet) in allen 17 
teilnehmenden EU-Mitgliedstaaten (Österreich, Belgien, Bulgarien, Deutschland, 
Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Italien, Lettland, Luxemburg, Litauen, 
Malta, die Niederlande, Portugal, Schweden und Slowenien). Zum anderen ein 
neues Einheitliches Patentgericht (EPG, engl. „Unified Patent Court“, UPC), das 
über diese Einheitspatente, letztendlich aber auch über alle herkömmlichen 
europäischen Patente mit nationaler Validierung (sog. „Bündelpatente“) ent-
scheidet. Nach Jahrzehnten der Planung hat das neue System zum ersten Mal ein 
quasi EU-weites Patentrecht geschaffen. 

Nach einem guten halben Jahr ist Zeit für einen ersten Rückblick. Haben sich die 
Erwartungen erfüllt? Werden das Einheitspatent und das Einheitliche Patent-
gericht nachgefragt? Wie sind die ersten Nutzererfahrungen mit dem neuen 
System?

Jede europäische Patentanmeldung durchläuft das bekannte Anmelde- und 
Prüfungsverfahren vor dem Europäischen Patentamt. Im Anschluss an die 
Patenterteilung kann sich der Anmelder anstelle einer nationalen Validierung 
in den teilnehmenden EU-Mitgliedsstaaten nun auch für das Patent mit einheit-
licher Wirkung entscheiden – ggf. neben nationalen Validierungen in denjenigen 
Ländern, die (noch) nicht am Einheitspatentsystem teilnehmen. Mittlerweile 
gibt es bereits über 17.000 Patente mit einheitlicher Wirkung. Sie kommen 
quer aus allen technischen Gebieten, wobei die Medizintechnik mit ca. 12 % 
Anteil bislang ganz vorn liegt. Einheitliche Wirkung wurde seit dem 1. Juni 2023 
allerdings nur für ca. 17 % aller erteilten europäischen Patente beantragt. Die 
meisten Patentinhaber entscheiden sich also bislang noch für das traditionelle 
Bündelpatent. Zum einen könnte diese Zurückhaltung darin begründet liegen, 
dass das Patent mit einheitlicher Wirkung als zu teuer empfunden wird – es 
rechnet sich üblicherweise erst bei Patentschutz in mindestens vier EU-Mitglied-
staaten. Zum anderen möchten die Anmelder möglicherweise erst abwarten, wie 
sich die Rechtsprechung des Einheitlichen Patentgerichts entwickelt, bevor sie 
auf das Einheitspatent setzen.

Das Einheitliche Patentgericht ist für alle europäischen Patente mit einheitlicher 
Wirkung ausschließlich zuständig. Für die Bündelpatente kann der Kläger wäh-
rend eines mindestens siebenjährigen Übergangszeitraums entscheiden, ob er 
das Einheitliche Patentgericht oder die nationalen Gerichte nutzt. Zudem kann 
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der Patentinhaber während dieses Übergangszeitraums entscheiden, sein Patent 
durch eine sogenannte Opt-out-Erklärung von der Zuständigkeit des Einheitlichen 
Patentgerichts auszunehmen.

Das Einheitliche Patentgericht hatte bei seinem Start mit erheblichen IT-Schwie-
rigkeiten zu kämpfen, die durch sein schwerfälliges und starres elektronisches 
Fallbearbeitungssystem (Case Management System, CMS) hervorgerufen wurden 
und bereits am ersten Tag zu einem Systemabsturz führten, nachdem sie zuvor 
bereits eine dreimonatige Verschiebung des Starts erforderlich gemacht hatten. 
Das Fallbearbeitungssystem lässt sich nicht umgehen, da das EPG weitgehend als 
elektronisches Gericht konzipiert ist, und verlangt nach wie vor allen Nutzern, d.h. 
den Anwälten ebenso wie den Richtern und den Kanzleimitarbeitern, einiges an 
Geduld und Improvisationstalent ab. 

Von diesen technischen Schwierigkeiten abgesehen ist der Start des Einheitlichen 
Patentgerichts allerdings geglückt und hat die Erwartungen erfüllt. Über die ers-
ten sechs Monate sind insgesamt bereits mehr als 100 Fälle eingegangen, darunter 
neben Verletzungsklagen auch einige Anträge auf einstweilige Verfügungen. Die 
meisten Fälle sind bei den deutschen Kammern anhängig, wobei die Lokalkammer 
München momentan mit großem Abstand vorne liegt. Interessanterweise und zu 
einem gewissen Grad unerwartet erfreuen sich auch isolierte Nichtigkeitsklagen 
ohne paralleles Verletzungsverfahren einiger Beliebtheit. Mittlerweile sind bereits 
23 solche Klagen bei den Zentralkammern in Paris und München eingegangen. 
Hier etabliert sich offensichtlich das EPG als attraktives Forum zur Überprüfung 
der Rechtsbeständigkeit europäischer Patente, teilweise auch parallel zu laufen-
den Einspruchsverfahren vor dem Europäischen Patentamt. Mit über 70 Entschei-
dungen hat das EPG in den ersten Monaten seines Bestehens bereits ein stattliches 
Fallrecht angehäuft. Die meisten Entscheidungen betreffen das Verfahrensrecht. 
Auch das Berufungsgericht hat bereits in zwei Fällen entschieden. 

Insgesamt steht zu erwarten, dass sich das Einheitliche Patentgericht in den 
kommenden Jahren in Patentstreitigkeiten als ein maßgebliches Gericht mit welt-
weiter Ausstrahlung etabliert.

Über die Entwicklung des Einheitspatentsystems werden wir Sie hier und auf 
unserer Website � auf dem Laufenden halten.
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Werbung mit Umweltaussagen
Kaum ein anderes Thema ist in den letzten Jahren so omnipräsent wie 
der Klimawandel. Die Krise nimmt einen täglichen Platz in den Nach-
richten ein. Kein Wunder also, dass das Klima auch im Wettbewerbsrecht 
Wellen schlägt: Greenwashing – mit steigender Nachfrage nach Umwelt-
freundlichkeit wächst die Attraktivität für Unternehmen, mit entsprechen-
den Begriffen zu werben, genauso wie das Irreführungspotential.

Steigende Nachfrage nach nachhaltigen Produkten

Verbraucher wollen umweltbewusst leben: Aktuellen Studien zufolge geben 88 % 
der weltweit Befragten an, dass sie nachhaltig einkaufen werden, wenn sie die 
Möglichkeit dazu haben. 77 % wollen in fünf Jahren nur noch Geld für Marken 
mit grüner und nachhaltiger Werbung ausgeben (dentsu, Der Aufstieg von nach-
haltigen Medien, 2021). 73 % der Generation Z sind sogar bereit, mehr für nach-
haltige Produkte zu zahlen (First Insight, The State of Consumer Spending: Gen Z 
Shoppers Demand Sustainable Retail, 2020). Es ist eine Veränderung der Verbrau-
chererwartung zu beobachten. Nachhaltige Produkte und Leistungen werden mit 
hoher Zahlungsbereitschaft zunehmend nachgefragt. Diese Chance nutzen viele 
Unternehmen. Die Werbung mit der Nachhaltigkeit wird zum Sellingpoint.

Greenwashing und das Lauterkeitsrecht

In vielen Fällen werden die Werbeversprechen aber nicht gehalten. Die EU-Kom-
mission hat 2021 die Internetauftritte von Unternehmen auf ihre Umweltver-
sprechen analysiert. 37 % der Webseiten enthalten Werbung für nachhaltige, 
umweltfreundliche oder klimaneutrale Unternehmen und ihre Produkte oder 
Dienstleistungen, sind es aber tatsächlich gar nicht oder nur teilweise. 59 % der 
Webseiten enthalten unsubstantiierte Informationen, wodurch die Versprechen 
nicht überprüfbar sind. Der Analyse zufolge verstoßen insgesamt 42 % der Web-
seiten gegen die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken (EU-Kommission, 
Screening of Websites for ‘Greenwashing‘: Half of Green Claims Lack Evidence, 
2021). Insbesondere die Wettbewerbszentrale sowie Verbraucherverbände wollen 
diese Missstände beheben und treten hier für den Verbraucher- und Umweltschutz 
ein. Greenwashing wird dadurch zunehmend Gegenstand von Gerichtsverfahren. 
Anknüpfungspunkt dieser Verfahren ist § 5 und § 5a des Gesetzes gegen den un-
lauteren Wettbewerb (UWG). Danach sind geschäftliche Handlungen irreführend, 
wenn sie unwahre Angaben oder sonstige zur Täuschung geeignete Angaben, 
insbesondere über die wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung, ent-
halten. Die Beziehung zur Umwelt ist ein solches wesentliches Merkmal, da sie die 
Beschaffenheit betrifft.

Rechtliche Entwicklung: Irreführungsverbot und 
Informationsgebot

Umweltbezogene Werbeaussagen sind zwar grundsätzlich zulässig. Wie der Ge-
sundheitswerbung legt die Rechtsprechung ihnen aber – einem Urteil des Bundes-
gerichtshofs aus den 1980er-Jahren folgend – strenge Maßstäbe an. Dies wird vor 
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allem mit der emotionalen Sogwirkung von Nachhaltigkeitswerbung begründet. 
Sie löst beim Verbraucher die Besorgnis um die eigene Gesundheit und ein Verant-
wortungsgefühl für spätere Generationen aus.

Die Irreführungsgefahr ist bei Begriffen, deren Bedeutung und Inhalt (noch) 
unklar ist, besonders groß: umweltfreundlich, nachhaltig, bio, um nur einige zu 
nennen. Für diese besteht bei den angesprochenen Verkehrskreisen ein gesteiger-
tes Aufklärungsbedürfnis. Erforderlich ist daher ein deutlich sichtbarer, aufklä-
render Hinweis. Die strengen Anforderungen an diesen Hinweis bestimmen sich 
je nach Einzelfall, abhängig von der Art des Produkts und dem Grad und Ausmaß 
seiner Umweltfreundlichkeit. Bei einer relativen Nachhaltigkeit muss zum Beispiel 
der jeweilige Vorzug des Produkts konkret benannt werden (OLG Bremen, Urt. v. 
23.12.2022, 2 U 103 / 22). Klima- oder CO₂-Neutralität versteht die Rechtsprechung 
als ausgeglichene Bilanz der CO₂-Emissionen, die sowohl durch Vermeidung 
als auch durch Kompensation erreicht werden kann. Bei Kompensationsmaß
nahmen ist dann werblich aufzuklären, ob etwa CO₂-Zertifikate erworben oder 
Klimaprojekte Dritter unterstützt wurden. Wird ein Gütesiegel verwendet, müssen 
Informationen zu den Prüfkriterien bereitgestellt werden (OLG Frankfurt / M., Urt. 
v. 10.11.2022, 6 U 104 / 22). Hinsichtlich des Umfangs der Informationspflichten 
gilt allgemein, dass für Verbraucher das Interesse an Einzelheiten in dem Maße 
wächst, wie ein Thema in ihr Bewusstsein rückt. Und der Klimawandel ist derzeit 
allgegenwärtig.

Handlungsempfehlung und Ausblick

Die Werbung mit Umweltaussagen ist für Unternehmen lukrativ. Es ist aber Vor-
sicht geboten. Damit eine Irreführung der Verbraucher vermieden wird, ist regel-
mäßig ein aufklärender Hinweis auf die näheren Umstände, auf die sich die Aus-
sage bezieht, erforderlich. Unternehmen sollten daher die Vorteile ihres Produkts 
oder ihrer Dienstleistung konkret benennen, jedoch nicht mit Selbstverständlich-
keiten werben. Der Hinweis muss widerspruchsfrei, klar formuliert und leicht les-
bar sein. Auch Ökosiegel und Labels müssen zutreffend und nachprüfbar sein.

Perspektivisch sollten sich Unternehmen über die aktuellen Gesetzes vorhaben in 
diesem Bereich informiert halten. Gerade die EU-Kommission ist dem Klima schutz 
verpflichtet. Um Greenwashing zu unterbinden verfolgt sie  mehrere Ansätze: Es 
liegen Vorschläge zur Änderung der Richtlinie über unlautere Geschäfts praktiken 
hinsichtlich der Stärkung der Verbraucher für den ökologischen Wandel durch bes-
seren Schutz gegen unlautere Praktiken und bessere Information (COM / 2022 / 143) 
sowie für eine Richtlinie über Umweltaussagen vor (COM / 2023 / 166). Zudem soll 
der Finanzmarkt incentiviert werden, denn dadurch können Kapitalströme auf 
nachhaltige Investitionen ausgerichtet werden, um ein nachhaltiges und integra
tives Wachstum zu erreichen. Zu nennen sind hier vor  allem die Offenlegungs- 
(EU 2019 / 2088) und Taxonomie-Verordnung (EU 2020 / 852).
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Privacy Shield 2.0: Rauschender 
Datenfluss zwischen der EU und den USA?
Am 10. Juli 2023 wurde der Angemessenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission für einen sicheren und vertrauenswürdigen Datenverkehr 
zwischen der EU und den USA („Datenschutzrahmen EU-USA“) verab-
schiedet. Dieser bietet nach jahrelanger Rechtsunsicherheit jedenfalls 
bis auf Weiteres eine gesicherte Basis für einen Transfer von personen-
bezogenen Daten in die USA. Der Angemessenheitsbeschluss bedeutet 
jedoch keinen Freifahrtschein für den Datentransfer in die USA. 

Bedeutung des Angemessenheitsbeschlusses

Der rechtssichere transatlantische Datenaustausch war seit einem Urteil des EuGH 
aus 202 („Schrems-II“, hierzu unsere Sonderausgabe vom 21. Juli 2020 �) mit 
scheinbar unüberwindlichen Hindernissen konfrontiert. Grund ist ein durch den 
EuGH festgestelltes Gefälle im Schutzniveau personenbezogener Daten in der EU 
einerseits und den USA andererseits. Im Mittelpunkt der Kritik standen dabei in 
den USA geltende Gesetze wie der Foreign Intelligence Surveillance Act von 1978 
und der Cloud-Act, die nach Auffassung des Gerichtshofs einen nicht hinreichend 
kontrollierten Zugriff auf personenbezogene Daten durch staatliche Behörden 
zuließen. Dieser Kritik versucht der nunmehr verabschiedete Angemessenheitsbe-
schluss zu begegnen, indem neue verbindliche Garantien eingeführt werden, die 
den Zugang von US-Geheimdiensten auf EU-Daten auf ein notwendiges und ver-
hältnismäßiges Maß beschränken und EU-Bürgern einen hinreichenden Rechts-
schutz sichern sollen.

Regelungsgehalt des EU-US Data Privacy Framework

Das Data Privacy Framework spricht primär US-amerikanische Organisationen und 
Unternehmen an. Diese können sich dem Datenschutzrahmen EU-USA anschlie-
ßen, indem sie sich zur Einhaltung detaillierter Datenschutzpflichten verpflichten.

Darüber hinaus gibt es verbindliche Garantien, die den Zugriff auf Daten durch 
US-Nachrichtendienste beschränken. Der Europäische Gerichtshof hatte 2020 
in seinem Urteil vorausgesetzt, dass der Datenschutz nur mit einer gesetzlichen 
Regelung eingeschränkt werden darf, die verhältnismäßig ist. Der neue Rechts-
rahmen sieht zwei solcher Beschränkungen vor: Datenverarbeitung zum Zweck der 
Strafverfolgung sowie aus Gründen der nationalen Sicherheit. Um eine ausufernde 
Anwendung zu vermeiden, können EU-Bürgerinnen und Bürgern bei Zuwider-
handlung nicht nur auf Schadensersatz vor US-Gerichten klagen. Mit dem Data 
Protection Review Court steht ihnen auch ein Rechtsweg zu einer weiteren neu 
geschaffenen Kontrollinstanz offen.

Neben effektiven Mechanismen innerhalb der Unternehmen, um Beschwerden 
von Datensubjekten zu behandeln, wird die Einhaltung dieser Grundsätze des 
Datenschutzrahmens durch die Federal Trade Commission und das Department 
of Transportation als Aufsichtsbehörden gewährleistet. Zudem wird eine Streitbei-
legungsstelle geschaffen und ein Schiedsverfahren eingerichtet.

Datenschutzrecht
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Voraussetzungen für den Datentransfer: 
Zertifizierungsverfahren

Der bereits aus dem Privacy Shield 1.0 bekannte (Selbst-) Zertifizierungsmechanis-
mus kommt zurück: Nur an entsprechend zertifizierte US-Unternehmen können 
auf der Grundlage des Datenschutzrahmens EU-USA rechtssicher Daten übermit-
telt werden. Erfolgreich zertifizierte Unternehmen werden in einer vom Ministe-
rium veröffentlichten Liste � geführt. Die Zertifizierung ist jährlich zu erneuern.

Für die übermittelnden Unternehmen ist dabei wichtig, dass der Datenschutzrah-
mens EU-USA ausschließlich die Frage eines angemessenen Datenschutzniveaus 
im Drittstaat nach Art. 44 ff. DSGVO betrifft. Alle weiteren datenschutzrechtlichen 
Vorgaben, wie eine hinreichende Rechtsgrundlage, Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der Datensicherheit und Transparenz sowie hinreichende Verträge mit Auf-
tragsverarbeitern und gemeinsam Verantwortlichen sind unabhängig davon zu er-
füllen. Der Datenschutzrahmens EU-USA darf daher keinesfalls als Freifahrtschein 
verstanden werden. Viele der datenschutzrechtlichen Themen, insbesondere im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit US-Branchengrößen wie Facebook, Microsoft 
und Co. bestehen damit unverändert fort. 

Ausblick

Mit dem Datenschutzrahmens EU-USA steht erneut eine unkomplizierte Grund-
lage für den transatlantischen Datentransfer zur Verfügung, der eine enorme 
praktische Erleichterung bringt und Rechtssicherheit für Unternehmen schafft. 
Handlungsbedarf besteht für deutsche Unternehmen hinsichtlich der Anpas-
sung ihres Datenschutzhinweises nach Artikel 13 DSGVO, und auch alle sonsti-
gen datenschutzrechtlichen Vorgaben müssen weiterhin individuell geprüft und 
beachtet werden. 

Abzuwarten ist weiterhin, wie lange der Datenschutzrahmens EU-USA als Grund
lage für den transatlantischen Datentransfer erhalten bleibt, denn eine gericht-
liche Überprüfung durch den Europäischen Gerichtshof ist schon in die Wege 
geleitet. Ob die in Schrems-II attestierten Probleme wirklich behoben sind, wie die 
Europäische Kommission behauptet, wird sich dann zeigen.
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